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Vorblatt 


Entwurf eines Landwirtschaftszählungsgesetzes 1971 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Da die Ergebnisse der letzten Landwirtschaftszählung von 1960 
wegen der inzwischen eingetretenen erheblichen Strukturver- 
änderungen in der Landwirtschaft , weitgehend überholt sind 
und der übliche Turnus von ca. zehn Jahren zwischen den Zäh- 
lungen nunmehr erreicht ist, ist die Durchführung einer neuen 
Erhebung notwendig. Sie ist auch durch die Richtlinie Nr. 
69/400/EWG des Rates vom 28. Oktober 1969, die sich auf eine 
Empfehlung der FAO stützt, geboten. 


B. Lösung 

In den Jahren 1971 bis 1973 soll im Bundesgebiet und im Land 
Berlin eine Zählung in der Landwirtschaft einschließlich des 
Gartenbaues, des Weinbaues und der Binnenfischerei sowie in 
der Forstwirtschaft als Bundesstatistik durchgeführt werden. 


C, Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die Kosten werden auf insgesamt 50,85 Millionen DM veran- 
schlagt. Sie verteilen sich auf Bund und Länder sowie auf die 
Jahre 1970 bis 1976. Siehe hierzu auch Bericht des Haushalts- 
ausschusses gemäß § 96 der Geschäftsordnung. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über eine Zählung in der Land- und Forstwirtschaft 
(Landwirtschaftszählungsgesetz 1971) 

— Drucksache Vl/1133 — 


A. Bericht des Abgeordneten Solke 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
64. Sitzung des Deutschen Bundestages am 16. Sep- 
tember 1970 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend sowie an den 
Innenausschuß mitberatend und an den Haushalts- 
ausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung über- 
wiesen. 

Der Ernährungsausschuß nahm bei seinen Be- 
ratungen in der Sitzung vom 24. September 1970 
zur Kenntnis, daß die Ergebnisse der letzten Land- 
wirtschaftszählung von 1960 wegen der inzwischen 
eingetretenen erheblichen Strukturveränderungen 
in der Landwirtschaft überholt sind, und der übliche 
Turnus von ca. zehn Jahren zwischen den Zählun- 
gen nunmehr erreicht und deshalb die Durchführung 
einer neuen Erhebung notwendig ist. Er nahm fer- 
ner zur Kenntnis, daß die vorgesehene Erhebung 
durch die Richtlinie Nr. 69/400/EWG, die sich auf 
eine Empfehlung der FAO stützt, notwendig ist. 

Der Entwurf hat insbesondere zum Ziel, 

1. durch eine umfassende Erhebung über die Ent- 
wicklung der Agrarstruktur und über die sozial- 
ökonomische Situation der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung die Landwirtschaft in ihrem An- 
passungsprozeß durch gezielte fachliche Maß- 
nahmen zu unterstützen, 

2, entsprechend der EWG-Richtlinie vom 28. Ok- 
tober 1969 mit der Erstellung vergleichbarer 


statistischer Ergebnisse den Erfordernissen der 
gemeinsamen Agrarpolitik Rechnung zu tragen, 

3. die landwirtschaftlichen Struktur-, Markt- und 
Sozialprobleme in der EWG durch einen um- 
fassenden Überblick über die Agrarstruktur zu 
bewältigen, 

4. die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe in 
einer besonderen Zählung in Ergänzung zu der 
nicht landwirtschaftlichen Arbeitsstättenzählung 
zu erfassen, um mit Hilfe ihrer Ergebnisse zu- 
sammen mit denen der anderen Wirtschafts- 
bereiche zu einem Gesamtbild der Volkswirt- 
schaft zu gelangen und 

5. eine Grundlage für die Umstellung der laufen- 
den landwirtschaftlichen Statistiken auf die ar- 
beit- und kostensparenden Repräsentationsstati- 
stiken zu schaffen, um den vielfältigen und wach- 
senden Bedürfnissen nach regionaler Gliederung 
gerecht zu werden. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die hier 
geforderten umfassenden statistischen Meldungen 
für einen längeren Zeitraum die Grundlage für zahl- 
reiche Zwecke der allgemeinen Wirtschafts- und 
Regionalpolitik, der Verwaltung und der Forschung 
sowie der Agrarpolitik der EWG bilden und hielt 
grundsätzlich die im Gesetzentwurf konzipierten 
Maßnahmen für erforderlich. 
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In der Einzelberatung über die Paragraphen nahm 
der Ernährungsaus schuß wie auch der mitberatende 
Innenausschuß die Regierungsvorlage mit den Än- 
derungsvorschlägen des Bundesrates, denen die Re- 
gierung zugestimmt hat, an. Die übrigen Vorschläge 
des Bundesrates wurden abgelehnt; hier schloß sich 
der Ausschuß der Begründung der Regierung an. 

Der Haushaltsausschuß wird einen eigenen Be- 
richt gemäß § 96 der Geschäftsordnung vorlegen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf mit den aus der anliegenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Änderungen anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 13. Oktober 1970 


Solke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W1133 — mit den 
aus der nachstehenden , Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 13. Oktober 1970 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Solke 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Zählung in der Land- und Forstwirtschaft 
(Landwirtschaftszählungsgesetz 1971) 

— Drucksache VI/1133 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 
(9. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses 


§ 4 

(1) Die Vollerhebung nach § 3 findet hinsichtlich 
der in Absatz 3 Nr. 1, 4 und 6 genannten Tatbe- 
stände im Monat Mai 1971 und hinsichtlich der in 
Absatz 3 Nr. 1 bis 3, 5, 7 bis 10 genannten Tat- 
bestände in den Monaten Januar bis März 1972 statt. 

(2) Sie erfaßt alle Betriebe 

1. mit einer landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich 
oder fischwirtschaftlich genutzten Fläche von je- 
weils mindestens 1 Hektar, 

2. mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche un- 
ter 1 Hektar, einschließlich der Betriebe ohne 
landwirtschaftlich genutzte Fläche, deren natür- 
liche Erzeugungseinheiten einer jährlichen land- 
wirtschaftlichen Markterzeugung im Wert von 
mindestens 4 000 Deutsche Mark entsprechen, 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Merkmale zur Kennzeichnung des Betriebes, Be- 
sitzverhältnisse, 

2. Eigenschaft des Betriebsinhabers, bei einer Be- 
triebsinhaberin auch des Ehemannes, als Ver- 
triebener oder Deutscher, der nach Kriegsende 
aus dem Gebiet der heutigen DDR oder Berlin 
(Ost) zugezogen ist, 

3. Erwerbs- und Unterhaltsquellen, Buchführung, 
Einheitswert der Hauptfeststellung 1964, 

4. Betriebsflächen und deren Nutzung nach Haupt- 
nutzungsarten, Kulturarten, landwirtschaftlichen 
Pflanzenarten und Pflanzengruppen, 

5. Gliederung der forstwirtschaftlich genutzten 
Flächen nach Baumarten und Altersgruppen, 

6. Viehhaltung, 

7. Betriebsinhaber und Ehegatte sowie auf dem 
Betrieb lebende Familienangehörige und ihre 
Beschäftigung, ständige familienfremde Arbeits- 


§ 4 

(1) Die Vollerhebung nach § 3 findet hinsichtlich 
der Tatbestände in Absatz 3 Nr. 1, 4 und 6 im 
Monat Mai 1971 und hinsichtlich der Tatbestände in 
Absatz 3 Nr, 1 bis 3, 5, 7 bis 10 in den Monaten 
Januar bis März 1972 statt, 

(2) unverändert 


(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. Erwerbs- und Unterhaltsquellen, Buchführung, 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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Entwurf 

kräfte, ihre Stellung und Beschäftigung im Be- 
trieb, 

8. Maschinen, technische und bauliche Einrichtun- 
gen, 

9. überbetriebliche Zusammenarbeit, 

10. vertragliche Bindungen bei der land- und forst- 
wirtschaftlichen Erzeugung und dem Absatz. 

§ 5 

(1) Die repräsentative Erhebung in den Betrieben 

der Landwirtschaft nach § 3 findet in den Monaten 

Januar bis März 1972 statt. 

(2) Sie erfaßt bis zu 20 vom Hundert der Betriebe 

mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche 

1. von mindestens 1 Hektar, 

2. unter 1 Hektar einschließlich der Betriebe ohne 
landwirtschaftlich genutzte Fläche, deren natür- 
liche Erzeugungseinheiten einer jährlichen land- 
wirtschaftlichen Markterzeugung im Wert von 
mindestens 4 000 Deutsche Mark entsprechen. 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Arbeitszeiten der nichtständigen familienfremden 
Arbeitskräfte, soziale Sicherung des Betriebs- 
inhabers und seiner Familienangehörigen, außer- 
betriebliche Einkünfte nach Gruppen, fachlicher 
Vorbildung, 

2. Gebäudeinvestitionen, bauliche und technische 
Verhältnisse, Einsatz von Vollerntemaschinen, 

3. Absatzverhältnisse. 


§ 6 

(1) Die repräsentative Erhebung in den Betrieben 
der Forstwirtschaft nach § 3 findet in den Monaten 
April bis Juni 1972 statt. 

(2) Sie erfaßt bis zu 20 vom Hundert der Betriebe 
von mindestens 1 Hektar forstwirtschaftlich genutz- 
ter Fläche. 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Arbeitskräfte, 

2. Maschinen und Geräte, 

3. Holzeinschlag und -absatz, 

4. Nutzungsbeschränkungen bei den Waldflächen. 


§ 8 

(1) Die Weinbauerhebung (§ 2 Nr. 3) findet in 
den Monaten Dezember 1972 und Januar 1973 statt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. vertragliche Bindungen bei der land- und forst- 
wirtschaftlichen Erzeugung und beim Absatz. 

§ 5 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die vorstehenden Vorschriften finden in Ber- 
lin und Bremen keine Anwendung. 

§ 6 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Die vorstehenden Vorschriften finden in Ber- 
lin und Bremen keine Anwendung. 

§ 8 

(1) unverändert 
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Beschlüsse des 9, Ausschusses 
(2) unverändert 


(2) Sie erfaßt 

1. alle Betriebe mit einer bestockten oder zur Wie- 
derbestockung vorgesehenen Rebfläche von min- 
destens 10 Ar, 

2. alle Betriebe, die Weinbauerzeugnisse, Trauben, 
Maische, Most, Wein oder Erzeugnisse daraus 
zum Verkauf hersteilen, 

3. alle Winzergenossenschaften, Erzeugergemein- 
schaften und Verbundbetriebe mit Kellereien. 

(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. Bei Betrieben nach Absatz 2 Nr. 1 und 2 

a) Merkmale zur Kennzeichnung des Betriebes, 
Besitzverhältnisse, Erwerbs- und Unterhalts- 
quellen, 

b) Betriebsflächen und deren Nutzung nach Nut- 
zungsarten sowie Rebflächen und deren Be- 
pflanzung und Bearbeitung, 

c) fachliche Vorbildung des Betriebsleiters, Ar- 
beitskräfte nach Zahl und Arbeitszeitgruppen, 

d) Maschinen, technische und bauliche Einrich- 
tungen, 

e) Verwertung des Erntegutes, Absatzwege und 
vertragliche Bindungen bei der Erzeugung 
und dem Absatz. 

2. Bei Winzergenossenschaften, Erzeugergemein- 
schaften und Verbundbetrieben mit Kellereien 
nach Absatz 2 Nr. 3 

a) Merkmale zur Kennzeichnung des Betriebes, 

b) Anlieferung von Weinmost, 

c) Absatzwege für Wein, 

d) Einrichtungen der Kellerwirtschaft. 

§ 12 

Auskunftspflichtig sind 

1. für die Erhebungen nach den §§ 4 bis 9 die In- 
haber und Leiter der dort genannten Betriebe, 


2. für die Erhebungen nach den §§ 8 und 10 die Vor- 
standsmitglieder, Geschäftsführer und Mitglieder 
der dort genannten Genossenschaften, Erzeuger- 
gemeinschaften, Erzeugerringe, Verbundbetriebe, 
Zusammenschlüsse und betrieblichen Gemein- 
schaften, 

3. für die Erhebungen nach § 11 die Inhaber und 
Leiter der dort genannten Unternehmen. 


(3) Es werden folgende Tatbestände erhoben: 
1. Bei Betrieben nach Absatz 2 Nr. 1 und 2 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 

d) unverändert 

e) Verwertung des Erntegutes, Absatzwege und 
vertragliche Bindungen bei der Erzeugung 
und beim Absatz. 

2. unverändert 


§ 12 

Auskunftpflichtig sind 

1. für die Erhebungen nach den §§ 4 bis 9 die In- 
haber und Leiter der dort genannten Betriebe 

sowie ihre Familienangehörigen hinsichtlich der 
sie betreffenden Erhebungstatbestände, 

2. unverändert 


3. unverändert 


§ 13 a 

(1) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und sonstige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts sind verpflichtet, ihre Bediensteten auf An- 
forderung der Erhebungsstellen für die Zählertätig- 
keit zur Verfügung zu stellen. 

(2) Lebenswichtige Tätigkeiten öffentlicher Dienste 
dürfen durch diese Verpflichtung nicht unterbrochen 
werden. 
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Nachtrag 

zum Schriftlichen Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über eine Zählung in der Land- und Forstwirtschaft 
(Landwirtschaftszählungsgesetz 1971) 

— Drucksachen Vl/1 133, Vl/1282 — 


In der Zusammenstellung — Drucksache VI/1282 — erhält § 8 
Abs. 1 folgende Fassung: 


Entwurf 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


§ 8 


§ 8 


(1) Die Weinbauerhebung (§ 2 Nr. 3) findet in den 
Monaten Dezember 1972 und Januar 1973 statt. 


(1) Die Weinbauerhebung (§ 2 Nr. 3) findet in den 
Monaten Dezember 1972, Januar und Februar 1973 
statt. 


Bonn, den 28. Oktober 1970 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 


Solke 

Berichterstatter 
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